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           Kommentar 

 
Von Trade versus Aid zu  
Aid for Trade? 

 
 

Zum Verhältnis zwischen (monetärer) Entwicklungs-
hilfe und entwicklungsfördernden Reformen des in-
ternationalen Handelssystems wurden im letzten Jahr 
neue Ansätze vorgetragen. Traditionellerweise wer-
den Handel und Entwicklungshilfe als Substitute be-
trachtet (trade versus aid). So forderte Sri Lanka nach 
der Tsunami-Katastrophe von der westlichen Welt 
grössere Handelspräferenzen – und nicht etwa mehr 
Finanzhilfe. In jüngster Zeit hat eine andere Perspek-
tive an Einfluss gewonnen, welche verstärkt den 
komplementären Charakter von Entwicklungshilfe 
und Handel betont (aid for trade). Diese Perspektive 

könnte bedeutende Auswirkungen auf die Verhand-
lungen in der Doha-Runde haben. 
 
Die Befürworter von aid for trade argumentieren, 
dass Exporte aus Entwicklungsländern von einer 
Vielzahl von Faktoren behindert werden. Kosten und 
Engpässe auf der Angebotsseite, bürokratische Hin-
dernisse und unterentwickelte Institutionen schrän-
ken die Möglichkeiten dieser Länder ein, allfällige 
Marktzugangsgewinne aus der Doha-Runde auch tat-
sächlich ausnutzen zu können. Darüber hinaus füh-
ren Zollsenkungen zu Einnahmeverlusten und tief-
greifenden Veränderungen auf den Arbeitsmärkten. 
Dies erhöht die Nachfrage nach staatlicher Hilfe, 
gleichzeitig verringern sich aber die zur Verfügung 
stehenden Finanzierungsmittel. Es ist zu befürchten, 
dass Entwicklungsländer den Abschluss einer „ehr-
geizigen“ Handelsrunde solange blockieren, bis man 
sich dieser Probleme adäquat annimmt. 
 
Selbst bei einem weniger dramatischen Ausgang be-
steht das Risiko, dass die Zielsetzungen in der Runde 
zurückgeschraubt werden, da die Entwicklungslän-
der nicht davon ausgehen, signifikante neue Export-
möglichkeiten erschliessen zu können und folglich 
selbst nur unbedeutende Verbesserungen des Markt-
zugangs anbieten – was schliesslich zu einer Ab-
wärtsspirale führen würde. Dieser Ausgang könnte 
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verhindert werden, wenn den Entwicklungsländern zu-
sätzliche Mittel zur Verfügung gestellt würden, mit deren 
Hilfe die handelsbezogenen Probleme gelöst und Anpas-
sungskosten ausgeglichen würden. Die Befürworter des 
aid for trade Ansatzes betonen, dass die Kosten der zu-
sätzlichen Hilfe im Vergleich zu den Gewinnen, die den 
Industrieländern aus dem Abschluss einer „ehrgeizigen“ 
Doha-Runde erwachsen würden, unbedeutend seien. 
 
Der Vorschlag sieht vor, dass die Mittel die finanzielle 
Unterstützung ergänzen, die gegenwärtig von bilateralen 
Gebern sowie den (multilateralen/regionalen) Entwick-
lungsbanken gewährt wird. Auch die mit den Finanz-
leistungen verbundene technische Hilfe ist als Ergänzung 
zu den Bemühungen anderer Organisationen (z.B. der 
WTO) zu sehen. Die Befürworter von aid for trade sind 
sich auch der Notwendigkeit eines Konsultationsmecha-
nismus' bewusst, der Geber und Empfänger der Mittel 
zusammenbringt und so die Gefahr einer Duplizierung 
von Entwicklungshilfeaktivitäten durch verschiedene 
Agenturen verringert. 
 
Offene Fragen der Umsetzung 
 
Die Befürworter weisen auch auf die folgenden zentralen 
Aspekte der Umsetzung hin: Erstens – die Bedeutung der 
handelsrelevanten Beschränkungen variiert merklich 
zwischen den einzelnen Entwicklungsländern. Folglich 
sind Instrumente notwendig, welche die Bedürfnisse von 
Ländern exakt feststellen können und so eine effektive 
Implementierung gewährleisten. An dieser Stelle sollte 
aber auch erwähnt werden, dass die Befürworter bis jetzt 
noch keine umfassende Kalkulation der Kosten ihrer Vor-
schläge vorweisen können. 
 
Zweitens – weder die bilateralen Geber noch die multi-
lateralen Kreditinstitutionen scheinen gewillt, ihre Hilfszu-
sagen im Rahmen eines durchsetzbaren WTO-Abkom-
mens zu binden. Es wird deshalb gefordert, einen neuen 
Mechanismus zu schaffen, der nicht in das Regelwerk 
und die Durchsetzungsintrumente der WTO integriert ist, 
aber trotzdem Natur und Umfang der Verpflichtungen, 
die von Ländern neu eingegangen werden, berücksich-
tigt. 
 
Drittens – die Befürworter sind sich bewusst, dass die 
vorgeschlagene Finanzhilfe von einigen Zynikern als 
Versuch betrachtet wird, sich die Zustimmung gewisser 
Entwicklungsländer zu einem Abschluss der Doha-Runde 
zu erkaufen. Hinter den Vorschlägen stehen zwar kon-
krete Entwicklungsanliegen. Trotzdem kann nicht ausge-
schlossen werden, dass sie für andere Zwecke miss-
braucht werden. Es ist deshalb richtig, dass die Befür-
worter von aid for trade nicht nur die Notwendigkeit 
zusätzlicher Hilfsleistungen betonen, sondern auch auf 
den entwicklungsfördernden Einsatz dieser Mittel verwei-
sen. 
 
Vorschläge für Hongkong 
 
Bei allen Akteuren wächst das Bedürfnis, beim WTO-
Ministertreffen in Hongkong im Dezember positive Sig-
nale aussenden und vielversprechende Initiativen vor-
stellen zu können. In diesem Kontext erscheinen die 
Zukunftsaussichten für die aid for trade Vorschläge ins-
besondere von folgenden Fragen abhängig. Erstens – in 
wie weit kann Finanzhilfe allein die eingeschränkte 
Wettbewerbsfähigkeit von Entwicklungsländer-Exporten 

verbessern und die Anpassungskosten von Handelsre-
formen senken? Finanzielle Ressourcen mögen schneller 
verfügbar sein als andere Arten der Unterstützung. Trotz-
dem sollte diese Frage nicht verdrängt werden. Die lang-
fristigen Aussichten für aid for trade leiden, wenn die Er-
wartungen bezüglich der Entwicklungsauswirkungen die-
ser Strategie zu optimistisch formuliert werden. 
 
Zweitens – wer führt die zur effektiven Umsetzung einer 
aid for trade Initiative notwendige Beurteilung der Be-
dürftigkeit von Ländern durch? Es hat sich gezeigt, dass 
die Forderungen nach Unterstützung und Kapazitätsauf-
bau, die von nationalen Unterhändlern vorgebracht wer-
den, signifikant von dem abweichen können, was Fach-
leute in den jeweiligen Ländern als erforderlich erachten. 
Es muss also sichergestellt werden, dass die im Wesentli-
chen technokratische Aufgabe der Beurteilung der Be-
dürfnisse nicht durch die Verhandlungsdynamik in Genf 
überlagert wird. 
 
Drittens – wie kann angesichts der Tatsache, dass die 
Hilfszusagen nicht in einem WTO-Abkommen gebunden 
werden, den Entwicklungsländern glaubhaft gemacht 
werden, dass die aid for trade Mittel nicht später für an-
dere Ziele umgeleitet werden? Umgekehrt, welche Me-
chanismen stellen sicher, dass die Steuergelder der west-
lichen Welt so effektiv wie möglich eingesetzt und nicht 
veruntreut werden? Kurz gesagt, es besteht die Notwen-
digkeit neuer institutioneller Modalitäten, welche die Be-
teiligung der Entwicklungsländer vereinfachen, das Ein-
halten geleisteter Versprechen garantieren, Verantwor-
tung fördern sowie Effektivität und Kostengünstigkeit ge-
währleisten. 
 
Diese Fragen werden angesichts der Widerstände gegen 
eine Ausweitung der WTO in „neue“ Themenbereiche 
einerseits und wachsender Forderungen nach handels-
bezogener technischer Unterstützung andererseits mit 
dem Fortschreiten der Doha-Runde immer wichtiger 
werden. Die Gegner einer Ausweitung der WTO konnten 
die Frage nach der Regelung der Nahtstellen zwischen 
handelsbezogenen Funktionsbereichen innerhalb und 
ausserhalb der WTO nie wirklich zufriedenstellend beant-
worten. Der Erfolg der aid for trade Vorschläge wird 
auch davon abhängen, ob es gelingt, einen solchen 
Nahtstellen-Mechanismus zu finden. 
 
Vielleicht könnten die Verhandlungen im Bereich Han-
delserleichterung (trade facilitation) als ein erster Aus-
gangspunkt für die Umsetzung von aid for trade Vor-
schlägen genutzt werden. Die Doha-Verhandlungen in 
diesem Bereich sind relativ weit gediehen, und es spricht 
im Grunde nichts gegen den Abschluss eines Abkom-
mens zur Handelserleichterung noch vor dem Ende der 
Runde. Dazu könnte dann ein Mechanismus für aid for 
trade geschaffen werden, der die Entwicklungsländer bei 
der Erfüllung ihrer neuen Verpflichtungen unterstützt. 
Dies würde die Reputation der WTO im Bereich der Ent-
wicklungsförderung verbessern und auch neues Ver-
trauen in den multilateralen Verhandlungsprozess schaf-
fen. Gleichzeitig könnten einige der Schwierigkeiten, die 
mit der Implementierung von aid for trade verbunden 
sind, beseitigt werden. Schliesslich wäre es auf diese Wei-
se möglich festzustellen, ob eine Ausdehnung der Initiati-
ve auf andere Verpflichtungen, die später in der Runde 
eingegangen werden, sinnvoll erscheint. Könnte ein sol-
ches Vorgehen den Erfolg des Ministertreffens in Hong-
kong retten? Simon Evenett 
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WTO-Schiedsgericht lehnt  
vorgeschlagenen EU-Zoll 
auf Bananen ab 
 
Am 1. August 2005 hat ein von neun lateinamerikani-
schen Staaten einberufenes WTO-Schiedsgericht den von 
der EU vorgeschlagenen Meistbegünstigungszollsatz 
(MFN-Zoll) für Bananen in Höhe von 230 Euro pro 
Tonne zurückgewiesen (WTO-Dokument WT/L/616). 
Dieser sollte auf den 1. Januar 2006 das bisherige EU-Ein-
fuhrsystem ersetzen.  
 
Was ist der Hintergrund dieser Entscheidung? An der 
Ministerkonferenz von Doha wurde der EU eine bis 31. 
Dezember 2007 befristete Ausnahmeklausel (Waiver) 
vom Gebot der Meistbegünstigung für ihre Partnerschafts-
abkommen mit 79 Ländern Afrikas, der Karibik und des 
Pazifiks (AKP-Staaten) zugesprochen. Nach dieser Über-
gangszeit sollen neue Freihandelsabkommen mit diesen 
Staaten die bisherigen diskriminierenden Präferenz-
systeme ablösen. Im Rahmen dieses Waiver wurden auch 
die zwischen der EU und den USA bzw. Ecuador verein-
barten Einigungen im Bananenstreit verankert. Demnach 
soll die bisherige komplizierte Struktur von Zollquoten 
bis zum 1. Januar 2006 durch einen einheitlichen MFN-
Zollsatz mit Präferenzen für die AKP-Staaten ersetzt wer-
den. Gleichzeitig wurde festgehalten, dass der neue MFN-
Zoll den Marktzutritt für Bananen aus Nicht-AKP-Staaten 
zumindest aufrechterhalten müsse und dass betroffene 
Parteien das Recht haben, ein Schiedsverfahren anzu-
rufen. Von diesem Recht haben, wie eingangs erwähnt, 
neun lateinamerikanische Staaten Gebrauch gemacht.   
 
Die Zurückweisung des vorgeschlagenen MFN-Zollsatzes 
durch das Schiedsgericht wurde von den lateinamerikani-
schen Bananenproduzenten sehr begrüsst, aber ebenso 
scharf von den AKP-Staaten – insbesondere den Bana-
nenproduzenten aus den Ländern der Karibik und des 
Pazifiks – abgelehnt. Die EU ist nun gehalten, neue Ver-
handlungen mit den betroffenen Ländern aufzunehmen. 
Sollte das Schiedsgericht in einem zweiten Verfahren 
feststellen, dass auch der neue Vorschlag die Anforde-
rungen nach zumindest gleich bleibendem Marktzutritt 
für Nicht-AKP-Produzenten verletzt, würde der Waiver 
für die Bananenordnung hinfällig werden.   
 
Tarifierung des heutigen Quotensystems 
 
Wie sieht die heutige Marktordnung konkret aus? Eine 
erste Quote von 750'000 Tonnen kann ausschliesslich 
von AKP-Staaten für zollfreie Lieferungen in die EU be-
nutzt werden. Im Rahmen von zwei weiteren Quoten 
stehen den AKP- und Nicht-AKP-Exporteuren insgesamt 
3,113 Millionen Tonnen zur Verfügung, wobei 2,2 Millio-
nen Tonnen bei der WTO gebunden und 0,913 Millionen 
Tonnen ungebunden und damit unilateral veränderbar 
sind. Im Rahmen dieser beiden Quoten können AKP-
Länder zollfrei und die übrigen Anbieter zu einem ge-
bundenen Zollsatz von 75 Euro pro Tonne liefern. Ein-

fuhren ausserhalb dieser Quoten müssen einen Zollsatz 
von 380 Euro (AKP-Staaten) und von 680 Euro (Nicht-
AKP-Staaten) tragen. Angesichts dieser hohen Sätze wer-
den ausserhalb der Zollquoten kaum Einfuhren getätigt. 
Dieses komplizierte System sollte nun durch den MFN-
Zollsatz von 230 Euro ohne Mengenbeschränkungen er-
setzt werden, wobei AKP-Staaten bis Ende 2007 im Rah-
men des Waiver und anschliessend im Rahmen der zu 
schliessenden Handelsabkommen Zollfreiheit genossen 
hätten.  
 
Die EU hat die Schutzwirkung des heutigen Quotensys-
tems mit Hilfe der so genannten Preisvergleichsmethode 
berechnet. Dabei wird anhand ausgewählter Preisreihen 
die Differenz zwischen Weltmarktpreis und internem Ver-
gleichspreis ermittelt und daraus die Höhe des äquiva-
lenten MFN-Zolles abgeleitet. Die Preisvergleichsmethode 
wurde weder von den Klägern noch vom Schiedsgericht 
grundsätzlich in Frage gestellt – wohl aber deren kon-
krete Umsetzung (Wahl der Referenzperiode und der 
Vergleichspreise). Vor allem aber wurde beanstandet, 
dass die EU bei der Festlegung des Zollsatzes nur die 
Aussenwirkung, nicht aber die massive Erhöhung der 
Präferenzmarge für AKP-Staaten von heute 75 auf neu 
230 Euro pro Tonne in Betracht gezogen habe. Letzteres 
sei vor allem deshalb bedenklich, weil die AKP-Staaten 
Kamerun und Elfenbeinküste zu vergleichbaren Kosten 
wie die lateinamerikanischen Anbieter produzieren und 
angesichts der deutlich höheren neuen Präferenzmarge 
ihre Produktion zu Lasten der lateinamerikanischen Kon-
kurrenten massiv ausbauen könnten.  
 
Das Schiedsgericht hat die EU angehalten, mit den inte-
ressierten Parteien einen neuen Vorschlag zu verhandeln, 
ohne allerdings selbst Hinweise über den richtigen An-
satz zu geben. Diese Verhandlungen werden sich aller 
Voraussicht nach als äusserst schwierig erweisen. Die ka-
ribischen Produzenten haben im Vorfeld der EU-Ent-
scheidung einen Zollsatz von 275 Euro gefordert. Die 
beiden afrikanischen Länder haben verlauten lassen, dass 
jeder Zollsatz unterhalb der heutigen 75 Euro ihre Pro-
duktion ernsthaft gefährden würde. Die lateinamerikani-
schen Staaten schliesslich haben vorgetragen, dass bereits 
ein Zollsatz von 33 Euro der heutigen Schutzwirkung 
entspreche. Alle Parteien stützen sich bei ihren Vorschlä-
gen auf ökonometrische Studien und auf die Preisver-
gleichsmethode. Mangels eigener empirischer Untersu-
chungen auf diesem Gebiet möchte ich mich nicht auf 
Diskussionen über die richtige Höhe des Zollsatzes ein-
lassen. Aufgrund einiger einfacher Beobachtungen kann 
jedoch vermutet werden, dass die beiden Extremwerte 
deutlich vom Zielwert entfernt liegen. Eine Verdreifa-
chung der Präferenzmarge von 75 auf 230 Euro muss An-
gebotswirkungen haben und zu einer Verdrängung la-
teinamerikanischer Exporte führen. Ein Zollsatz unter 75 
Euro wird die Interessen der AKP-Staaten – und insbe-
sondere der karibischen Inselstaaten – nicht aufnehmen 
können. Dafür spricht allein schon die Tatsache, dass die-
se ihre bisherige Präferenzmarge im Rahmen der für bei-
de Ländergruppen offenen Quoten nicht nutzen konnten.

 

 
Handelsdiskriminierung als entwicklungspolitisches 
Instrument 
 
Der Streit um den angemessenen MFN-Zoll für Bananen 
ist angesichts des Importvolumens (rund 3,4 Millionen 
Tonnen) von grossem wirtschaftlichem Gewicht. Der Fall 
ist aber auch über den Bananenmarkt hinaus von Be-



deutung. Erstens ist festzuhalten, dass der Streit nicht ent-
lang der Linie Industrie- versus Entwicklungsländer ver-
läuft, sondern abweichende Interessen unterschiedlicher 
Gruppen von Entwicklungsländern betrifft.  Er ist das Er-
be einer EU-Handelspolitik, die Entwicklungsländer aus 
verschiedensten Gründen (Entwicklungsstand, koloniale 
Vergangenheit, politische Bündnispartner) unterschiedlich 
behandelt. Der von der WTO geforderte Wechsel zu 
nicht-diskriminierenden Systemen führt nun dazu, dass 
die bisherigen Empfängerländer mit Präferenzerosion 
konfrontiert werden und sich Verteilungswirkungen von 
hohem Spannungspotenzial ergeben. Ob es der EU ge-
lingen wird, ihre Abkommen mit den AKP-Staaten bis 
Ende 2007 angesichts solcher Verteilungskämpfe in eine 
WTO-kompatible Form zu bringen, ist deshalb offen.  

 
Der vorliegende Fall ist aber auch in einer zweiten Rich-
tung illustrativ: Im Agrarbereich sind viele Zollquoten an-
zutreffen. Diese resultierten aus den grossen Schwierig-
keiten in der Uruguay-Runde, das Zolläquivalent von 
Mengenbeschränkungen und nichttarifären Handels-
hemmnissen verlässlich festzulegen. Zollquoten sollten 
deshalb bestehende Marktzugangsmöglichkeiten garan-
tieren. Es ist inzwischen offenkundig, dass die Ad-
ministration der Zollquoten zusätzliche Verzerrungen 

einführt, und es entsprechend äusserst wünschenswert 
wäre, diese zugunsten einheitlicher MFN-Zölle aufzuge-
ben. Der Bananenstreit zeigt allerdings erneut, wie 
schwierig es ist, äquivalente Zollsätze losgelöst von Ein-
zelinteressen festzulegen. Ein Praxistest wäre dann ge-
geben, wenn zum MFN-Zoll auch ausserhalb der Zoll-
quote in nennenswertem Umfang importiert würde. Die-
ser Praxistest kann aber nur geführt werden, wenn in den 
Agrarverhandlungen die MFN-Zollsätze ausreichend ge-
senkt und/oder die Quotenmengen erhöht werden.    
 

Vielleicht wäre ein solches Vorgehen auch im vorliegen-
den Fall ein gangbarer Weg. Dies hiesse, dass das Quo-
tensystem mit dem gebundenen Quotenzollsatz von 75 
Euro beibehalten wird, dafür aber der Zollsatz für Im-
porte ausserhalb der Quoten von heute 680 Euro pro 
Tonne schnell und massiv gesenkt wird – bis zu dem 
Punkt, an dem die Äquivalenz durch Importe ausserhalb 
der Quote in der Praxis bestätigt wird. Höchstwahr-
scheinlich läge der endgültige Zollsatz höher als 75 Euro, 
aber sicherlich deutlich tiefer als der vorgeschlagene Satz 
von 230 Euro. Zu diesem Satz könnte dann das Quoten-
system aufgegeben werden, ohne dass weitere mühsame 
Auseinandersetzungen über relevante Vergleichspreise 
und ökonometrische Methoden geführt werden müssten.  
Heinz Hauser       
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SEITEN, EURO 60.00 
 
Rasanter technischer Fortschritt – insbesondere im Be-
reich des Internets – hat grenzüberschreitenden elektroni-
schen Handel mit digitalen Inhaltsprodukten (Filme, 
Musik, Software u.a.) möglich gemacht. Das aktuelle 
WTO-Regelwerk trägt dieser neuen Art des Handels 
jedoch nur ungenügend Rechnung. 
 
In dem besprochenen Band wird zum ersten Mal umfas-
send und detailliert dargelegt, welche Schritte in der 
WTO notwendig sind, um dieses Manko zu beheben und 
so die Gefahr diskriminierender Handelsbarrieren zu 
verringern. SACHA WUNSCH-VINCENT – Volkswirt bei der 
OECD – diskutiert das WTO-Arbeitsprogramm im Be-
reich des digitalen Handels sowie die Massnahmen, die 
in der Doha-Runde unternommen werden müssen, um 
den Marktzugang für diese Produktkategorie zu gewähr-
leisten. Zweitens zeigt er die Faktoren auf, die den Kon-
sens zwischen den beiden wichtigsten Akteuren (EC und 
US) – und somit den Verhandlungsfortschritt – in diesem 
Bereich behindern. Schliesslich vergleicht der Autor die 
Beiträge, welche die multilateralen Doha-Verhandlungen 
einerseits und die – von den USA parallel verfolgten – 
bilateralen und regionalen Handelsabkommen anderer-
seits bisher zum Erreichen eines liberalen Handelsre-
gimes für digitale Produkte geleistet haben. 
 
Eine zentrale Schlussfolgerung des Buches ist, dass auf 
multilateraler Ebene bis heute nur sehr wenige der not-

wendigen Verhandlungsvoraussetzungen erfüllt werden. 
Digitale Inhaltsprodukte sind nur bedingt vom existieren-
den WTO-Regelwerk abgedeckt, und ein liberales Han-
delsregime für diese Produkte konnte noch nicht gesi-
chert werden. Da es unwahrscheinlich ist, dass der be-
scheidene Erfolg, der im Rahmen von Präferenzabkom-
men erzielt wurde, ausreicht, ein solches Handelsregime 
zu schaffen, sind rasche und entschlossene Bemühungen 
in der WTO zwingend erforderlich. 
 
Im Kontext der wachsenden Bedeutung neuer Technolo-
gien als wichtige Quelle von Handelskonflikten (s. den 
US-Antigua Internet Gambling Fall) bietet dieses Buch 
eine pragmatische Auseinandersetzung mit der Frage, wie 
WTO-Mitglieder die fortgesetzte Bedeutung des multilate-
ralen Handelssystems in einem sich verändernden tech-
nologischen und wirtschaftlichen Umfeld garantieren 
können. Das Buch ist daher ein wichtiger Beitrag auf 
einem bis dato vernachlässigten Themengebiet und wird 
ohne Zweifel zur Pflichtlektüre für die interessierten 
Fachkreise werden. Martin Gedult v. Jungenfeld 
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